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Verkehrsverbund Rhein-Ruhr 

Essen/Gelsenkirchen, 14. Juni 2007 

Mehr Wettbewerb und weniger Geld für die DB 

VRR-Verwaltungsrat beschließt Maßnahmen zur 
Qualitätssicherung und zur Finanzierung des Nahverkehrs 
 

Die mangelhaften Leistungen der Deutschen Bahn (DB) im Verkehrsver-
bund Rhein-Ruhr (VRR) und die drohende Finanzierungslücke, ausgelöst 
durch die Kürzung der Regionalisierungsmittel zwingen den Verbund zum 
Handeln. So hat heute der VRR-Verwaltungsrat beschlossen, die Zahlun-
gen an die DB erheblich zu reduzieren und künftig große Teile der Leis-
tungen im Wettbewerb zu vergeben. Durch diese Maßnahmen lassen sich 
die Kürzungen auf ein Minimum reduzieren und den Fahrgästen bleibt 
auch weiterhin ein nachfragegerechter Nahverkehr erhalten.  
 

Ab sofort wird der VRR bei den Zahlungen an die DB 45 Millionen Euro jährlich 

einbehalten, die im Vergleich zu marktüblichen Preisen aus Sicht des VRR bis-

her zu viel gezahlt werden. Außerdem, so der Beschluss des Verwaltungsrats, 

sollen rund zehn Millionen Zugkilometer so schnell wie möglich im Wettbewerb 

vergeben werden. Für 2008 musste zudem eine Reduzierung des Leistungsan-

gebots um drei Prozent verabschiedet werden, um der schwierigen Finanzie-

rungssituation im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) gerecht zu werden. 

Dem VRR fehlen aufgrund von Kürzungen rund 30 Millionen Euro im Jahre 

2008. 

 

Diesen Entscheidungen waren intensive Verhandlungen zwischen VRR und DB 

vorausgegangen, die aber zu keinem Ergebnis führten. „Die Qualität des Nah-

verkehrs auf der Schiene war nicht mehr in dem vertraglich mit der DB festge-

schriebenen Maße gewährleistet. Leider ist es bisher nicht gelungen, eine ein-

vernehmliche Lösung zu erzielen, die auch die verschärfte 

Finanzierungssituation berücksichtigt. Daher mussten wir nun aktiv werden, um 

die festgesetzten Standards auch tatsächlich durchsetzen zu können“, erläutert 
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Frank Heidenreich, Vorsitzender der CDU-Fraktion im VRR, der gleichzeitig 

weiterhin Gesprächsbereitschaft in Richtung DB signalisiert. Auch der stellver-

tretende Vorsitzende der SPD-Fraktion Lothar Beine ist für weitere Verhandlun-

gen mit der DB offen: „Allen konstruktiven Vorschlägen, die zu einem attraktiven 

Nahverkehr für Fahrgäste im Verbundgebiet führen stehen wir nach wie vor po-

sitiv gegenüber.“ 

 
Ausgangspunkt für die seit Monaten andauernden Verhandlungen mit der DB 

waren die schlechten Leistungen des Unternehmens auf verschiedenen Linien. 

„Wenn die Pünktlichkeit auf manchen Strecken bei unter 70 Prozent statt bei 

den vereinbarten mindestens 90 Prozent liegt, ist das nicht akzeptabel“, stellt 

VRR-Vorstand Martin Husmann klar. Als erste Konsequenz dieser Missstände 

hatte der VRR der DB bereits seit April eine Million Euro monatlich weniger ge-

zahlt.  

 

Neben den mangelhaften Leistungen der DB sorgen die massive Kürzung der 

Regionalisierungsmittel sowie die erheblich gestiegenen Energiekosten für zu-

sätzlichen Handlungsdruck. „Die für 2008 fehlenden 30 Millionen Euro nur 

durch Leistungskürzungen zu schließen ist kaum möglich – und schon gar nicht 

im Sinne eines nachfragegerechten Angebots“, macht Husmann die Dimensio-

nen deutlich. „Wir gehen davon aus, dass auch die DB ihren Beitrag dazu leis-

tet, die Finanzierbarkeit des SPNV weiterhin sicherzustellen, “ so Husmann wei-

ter. 

 

Im Zuge der Verhandlungen hatte die DB zwar einige Angebote zur Kostenein-

sparung vorgelegt, die allerdings allesamt an finanziell nicht akzeptable Gegen-

leistungen gebunden waren. So verlangte die Bahn für die Optimierung des S-

Bahn-Netzes eine Vertragsverlängerung um vier Jahre, ein Konzept für das 

RegionalExpress(RE)-Netz sollte sogar an eine Vertragsverlängerung um sechs 

Jahre gebunden sein.  „Solche Bedingungen sind eine klare Wettbewerbsver-

hinderung“, so Heidenreich. Denn von Vertragsverlängerungen im RE-Netz sind 

auch die Nachbarverbünde betroffen, da viele RE-Linien durch mehrere Ver-

bundgebiete fahren. Im konkreten Fall hätte das bedeutet, dass die Nachbar-

zweckverbände ihre Verträge um bis zu 14 Jahre hätten verlängern müssen.  
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Da dem VRR bis Anfang Juni keine geeigneten Vorschläge seitens der DB vor-

lagen, wurden die Gespräche zu diesem Zeitpunkt bis auf Weiteres ohne Eini-

gung eingestellt. „Das bedeutet auch, dass das bereits geplante und bestellte 

optimierte S-Bahn-Netz, das zum Fahrplanwechsel im Dezember an den Start 

gehen sollte, zunächst einmal gescheitert ist“, bedauert Beine. „Wir hoffen aber, 

dass wir zumindest in diesem Punkt noch zu konkreten Verabredungen kom-

men,“ so Beine weiter. Die Positionen von VRR und DB liegen hierbei nicht so 

weit auseinander und die DB hat bereits ihre Verhandlungsbereitschaft ange-

deutet. 

 

Auf der Suche nach Maßnahmen zur Qualitäts- und Angebotssicherung hat der 

VRR frühzeitig seinen Vertrag mit der DB auf mögliche Handlungsalternativen 

überprüfen lassen. Dabei zeigte sich, dass schon in diesem Jahr Ausschrei-

bungen von SPNV-Leistungen in größerem Umfang eingeleitet werden können, 

die dann ab 2010/2011 zu entsprechenden Betriebsaufnahmen führen könnten. 

Zudem kamen Prüfer zum Ergebnis, dass der VRR der DB im Vergleich zu den 

marktüblichen Preisen mindestens 45 Millionen Euro jährlich zu viel zahlt. „Un-

ser Vertrag mit der DB stammt aus einer Zeit, als es im VRR faktisch noch kei-

nen Wettbewerb gab und die DB die Preise in einer Höhe festsetzen konnte, die 

heute nicht mehr möglich wäre“, erläutert Husmann.  

 

Aus der Vertragsprüfung hat der VRR sein heute beschlossenes Vorgehen ab-

geleitet. Durch umfangreiche Ausschreibungen und Einbehaltungen des zuviel 

gezahlten Betrags lassen sich die fehlenden Finanzierungsmittel kompensieren, 

ohne übermäßig stark Leistungen zu kürzen. So werden zum Fahrplanwechsel 

im Dezember nur drei Prozent des SPNV-Angebotes abbestellt. Das bedeutet: 

Es wird keine Streckenstilllegungen geben, die Kürzungen beziehen sich ledig-

lich auf einzelne Hauptverstärkerfahrten, Parallelverkehre und Fahrten in nach-

frageschwachen Zeiten. 

 

Anlage 1: Kürzungsmaßnahmen 

Anlage 2: Wettbewerbskonzept 
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Kontakt für Journalisten:  
Verkehrsverbund Rhein-Ruhr  
Sabine Tkatzik 
Telefon: (02 09) 15 84 – 421  
Telefax: (02 09) 15 84 - 123 421  
E-Mail: tkatzik@vrr.de
 
Alle Pressemitteilungen finden Sie auch im Internet unter www.vrr.de! 
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Anlage 1: Kürzungsmaßnahmen  

Diese geplanten Kürzungen sind für den Fahrplanwechsel 2007/2008 vorgesehen. Bereits 
zum letzten Fahrplanwechsel wurden im VRR Kürzungsmaßnahmen mit einem Volumen von 
rd. 420.000 Zugkilometer umgesetzt.  
 

• RE1: Wegfall eines HVZ-Zugpaares zwischen Hamm und Essen. Der Zug kann auf-
grund der zeitlich parallel verkehrenden Linie RE11 entfallen. Der Zug der Linie RE11 
bedient alle Halte zwischen Dortmund und Hamm. 

 
• RE5: Wegfall eines Zugpaares in der Tagesrandlage zwischen Duisburg und Köln 

aufgrund geringer Fahrgastnachfrage. 
 

• RE11: Wegfall eines Zugpaares in der Nebenverkehrszeit zwischen Düsseldorf und 
Paderborn. 

 
• RE13: Wegfall von 3 Zugpaaren in der Schwachverkehrszeit an Samstagen und 

Sonntagen sowie eines Zugpaares montags - freitags zwischen Hagen und Hamm 
aufgrund schwacher Fahrgastnachfrage und ausreichendem Parallelverkehr. 

 
• RE17: Wegfall von 2,5 HVZ-Zugpaaren Hagen – Bestwig aufgrund zu geringer Fahr-

gastnachfrage. Der angebotene Regelverkehr ist für die Fahrgastnachfrage vollkom-
men ausreichend. 

 
• RB38: Wegfall eines HVZ-Zugpaares zwischen Grevenbroich und Neuss. 

 
• RB42: Wegfall des Linienabschnitts Haltern - Recklinghausen bei den Zwischentak-

ten der RB 42 aufgrund der Fahrgastnachfrage. Fahrgäste können auf den Stamm-
takt der RB 42 oder auf die Linie RE2 ausweichen. 

 
• RB42: Reduzierung des Zwischentaktes der RB 42 auf 6 Zugpaare aufgrund der 

Fahrgastnachfrage. 
 

• RB44: Taktausdünnung der Linie auf einen 60’-Takt Dorsten – Bottrop – Oberhausen 
aufgrund der Fahrgastnachfrage. 

 
• RB46: Taktausdünnung auf einen 60’-Takt an Samstagen zwischen Bochum und 

Gelsenkirchen. 
 

• RB 48: Wegfall des Linienabschnitts W Hbf – W-Oberbarmen. Die Kürzung des Li-
nienweges kann durch zahlreichen Parallelverkehr aufgenommen werden. 

 
• RB 56: Flügelkonzept in Lethmate 

 
• RB59:  Ausdünnung auf 60’-Takt an Samstagen zwischen Dortmund und Soest so-

wie Wegfall eines Zugpaares montags – freitags. 
 

• RB 91: Entfall der Linie an Sonntagen. Die Fahrgastnachfrage kann durch die parallel 
zwischen Hagen und Siegen verkehrende Linie RE16 aufgenommen werden. 

 
• S8: Der 20’-Takt der  S8 wird zwischen W-Oberbarmen und Hagen auf 2 Fahr-

ten/h ausgedünnt. 
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• Nachtnetz: Ausdünnung im Nachtverkehr u.a. auf den Linien RE1, RB42, RB46, S6, 
S9 und S28. 

 
 
 
 
 
Anlage 2: Wettbewerbskonzept 
 

Schnellstmögliche Überführung von rd. 10 Millionen Zugkilometern in den Wettbewerb. 
Diese könnten wie folgt ausgeschrieben werden: 

 
  
 Teilnetz 1: 
 RE7  
 RB33  
 RE2  
 RB42   
 RE4 (optimiert) 
 RB47 
 S 28 

 
 Teilnetz 2: 
 RE1  
 RE5  
 RE6  
 RE11  
 RE8   
 RB27  
 RB35  
 RB48  
 
  
 Teilnetz 3: 
 RB37 
 RB38 
 RB39 
 RB32 
 
 





Rechnungsprüfungsordnung  
 

des Kreises Mettmann  
 

vom       
 

 
 
Der Kreistag des Kreises Mettmann hat am       zur Durchführung der §§ 59 Ab-
satz 3, 92 Absätze 4 und 5 und 101 bis 104 der Gemeindeordnung  für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14.07.1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV. 
NRW S. 458) in Verbindung mit § 53 Abs. 1 und 3 der Kreisordnung (KrO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666) zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 16.11.2004 (GV NRW S. 644, berichtigt in GV NRW 2005 S. 15) 
folgende Rechnungsprüfungsordnung beschlossen: 
 
 
§ 1 Stellung und Organisation des Rechnungsprüfungs amtes 
 
(1) Der Kreis Mettmann unterhält gem. § 53 Abs. 3 KrO eine örtliche Rechnungsprü-

fung , genannt Rechnungsprüfungsamt. Das Rechnungsprüfungsamt ist dem 
Kreistag unmittelbar verantwortlich und ihm in seiner sachlichen Tätigkeit unmit-
telbar unterstellt. 

 
(2) Zur Erfüllung der Aufgaben, die gem. § 92 Abs. 4 und 5 und § 101 GO NRW in 

Verbindung mit § 53 Abs. 1 KrO in die Zuständigkeit des Rechnungsprüfungsaus-
schusses fallen, bedient sich dieser gem. § 59 Abs. 3 GO NRW und § 101 Abs. 8 
GO NRW in Verbindung mit § 53 Abs. 1 KrO des Rechnungsprüfungsamtes. 

 
(3) Der Landrat ist Dienstvorgesetzter der Beschäftigten des Rechnungsprüfungsam-

tes. 
 
(4) In der Beurteilung der Prüfungsvorgänge ist das Rechnungsprüfungsamt nur dem 

Gesetz unterworfen. Das Rechnungsprüfungsamt ist insoweit von fachlichen Wei-
sungen frei. 

 
 
§ 2 Leitung des Rechnungsprüfungsamtes, 

Bestellung und Abberufung von Prüfern 
 
(1) Die Leitung sowie die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes wer-

den nach Anhörung durch den Rechnungsprüfungsausschuss auf dessen Vor-
schlag vom Kreistag bestellt und abberufen. Die Leitung und die Prüferinnen und 
Prüfer können nicht Mitglied des Kreistages sein und dürfen eine andere Stellung 
im Kreis nur innehaben, wenn dies mit ihren Prüfungsaufgaben vereinbar ist. Sie 
dürfen nicht Zahlungen des Kreises abwickeln. Die Leitung darf nicht Angehöriger 
im Sinne des § 31 Abs. 5 GO NRW des Landrats, des Kämmerers sowie der für 
den Zahlungsverkehr verantwortlichen Person oder deren Stellvertreterin / Stell-
vertreter sein. 

 



(2) Leitung und Prüferinnen und Prüfer müssen persönlich und fachlich für die Auf-
gaben des Rechnungsprüfungsamtes geeignet sein und über die erforderlichen 
Kenntnisse in ihrem jeweiligen Prüfgebiet (Allgemeine Verwaltung, Rechnungs-
wesen, Bauwesen, technikunterstützte Informationsverarbeitung) verfügen. 

 
 
§ 3 Aufgaben des Rechungsprüfungsamtes 
 
(1) Dem Rechnungsprüfungsamt obliegen aufgrund des § 92 Absätze 4 und 5 GO 

NRW in Verbindung mit § 101 Abs. 8 GO NRW und § 103 Abs. 1 GO NRW sowie 
§ 53 Abs. 1 KrO folgende Pflichtaufgaben: 

 
1. die Prüfung der ersten Eröffnungsbilanz 
2. die Prüfung des Jahresabschlusses des Kreises , 
3. die Prüfung der Jahresabschlüsse der in § 97 Abs. 1 Nr. 1, 2 und 4 genannten 

Sondervermögen (Gemeindegliedervermögen, Vermögen der rechtlich un-
selbstständigen Stiftungen, rechtlich unselbstständigen Versorgungs- und Ver-
sicherungseinrichtungen), 

4. die Prüfung des Gesamtabschlusses, 
5. die laufende Prüfung der Vorgänge in der Finanzbuchhaltung zur Vorbereitung 

der Prüfung des Jahresabschlusses, 
6. die dauernde Überwachung der Zahlungsabwicklung des Kreises und seiner 

Sondervermögen sowie die Vornahme der Prüfungen, 
7. bei Durchführung der Finanzbuchhaltung mit Hilfe automatisierter Datenverar-

beitung (DV-Buchführung) des Kreises und seiner Sondervermögen die Prü-
fung der Programme vor ihrer Anwendung, 

8. die Prüfung der Finanzvorfälle gem. § 100 Abs. 4 Landeshaushaltsordnung, 
9. die Prüfung von Vergaben 
 
In die Prüfung des Jahresabschlusses nach Nummer 2 sind die Entscheidungen 
und Verwaltungsvorgänge aus delegierten Aufgaben auch dann einzubeziehen, 
wenn die Zahlungsvorgänge selbst durch den Träger der Aufgabe vorgenommen 
werden und insgesamt finanziell von erheblicher Bedeutung sind. 
 
Darüber hinaus hat das Rechnungsprüfungsamt weitere durch Gesetz übertrage-
ne Aufgaben: 
10. die Anzeigepflicht nach § 12 Korruptionsbekämpfungsgesetz 
11. die Beratungspflicht nach § 13 Korruptionsbekämpfungsgesetz 
12. sonstige Aufgaben, soweit sie sich aus einzelnen Gesetzen ergeben. 

 
 
(2) Der Kreistag überträgt dem Rechnungsprüfungsamt aufgrund § 103 Abs. 2 GO 

NRW in Verbindung mit § 53 Abs. 1 KrO folgende Aufgaben: 
 
1. die Prüfung der Verwaltung auf Korrektheit, Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-

lichkeit, 
2. die Prüfung der Vorräte und Vermögensbestände, 
3. die Prüfung von Buchungen mit anschließender elektronischer Freigabe (Vi-

sakontrolle), wobei die Berechtigung zur Auswahl der einer Visakontrolle zu 
unterziehenden Vorgänge (z.B. nach Kontengruppe, Produktgruppe, Wert-
grenze, Zeitraum) der Leitung des Rechnungsprüfungsamtes übertragen wird, 

4. die Mitwirkung bei der Stellenbewertung für Kreisbedienstete vor Mitteilung an 
die Betroffenen, 



5. die Prüfung der Handvorschüsse und Geldannahmestellen, 
6. die Prüfung der Betätigung des Kreises als Gesellschafter, Aktionär oder Mit-

glied in Gesellschaften und anderen Vereinigungen des privaten Rechts oder 
in der Rechtsform der Anstalt des öffentlichen Rechts gem. § 114 a GO NRW, 

7. die Prüfung der Kassen-, Buch- und Betriebsführung, die sich der Kreis bei ei-
ner Beteiligung, bei Hingabe eines Darlehens oder sonst vorbehalten hat, 

8. die Prüfung der Kassen-, Buch- und Betriebsführung von Unternehmen, Ein-
richtungen, Anstalten, Verbänden, Vereinen, Stiftungen und dergleichen, an 
denen der Kreis beteiligt oder wegen ihrer Aufgabenerfüllung interessiert ist 
und die die Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt des Kreises beantragen, 

9. die gutachtliche Stellungnahme zu beabsichtigten wichtigen Änderungen der 
Ablauforganisation, insbesondere auf haushalts- und betriebswirtschaftlichem 
Gebiet, sowie zu Verträgen mit besonderer wirtschaftlicher Bedeutung vor ih-
rem Abschluss, 

10. die Prüfung der Wirtschaftsführung und des Rechnungswesens der Sonder-
vermögen, wobei auf die Jahresabschlussprüfung mit abzustellen ist. 

 
(3) Durch die nach Absatz 2 übertragenen Aufgaben darf die Durchführung der ge-

setzlichen Pflichtaufgaben nicht beeinträchtigt werden. 
 
 
§ 4 Weitere Aufgaben 
 
(1) Der Kreistag kann dem Rechnungsprüfungsamt weitere Prüfaufträge erteilen. 
 
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss kann dem Rechnungsprüfungsamt im Rah-

men seiner gesetzlichen Aufgaben (Prüfung des Jahresabschlusses) Prüfaufträge 
erteilen. 

 
(3) Der Landrat kann innerhalb seines Amtsbereiches unter Mitteilung an den Rech-

nungsprüfungsausschuss dem Rechnungsprüfungsamt Aufträge zu Prüfungen im 
Einzelfall erteilen. 

 
(4) Dem Rechnungsprüfungsamt können weitere Prüfungen (z.B. im Bezug auf Ko-

operationen gem. § 102 Abs. 2 GO NRW) übertragen werden. 
 
(5) § 3 Abs. 3 gilt entsprechend. 
 
 
§ 5 Befugnisse des Rechnungsprüfungsamtes 
 
(1) Dem Rechnungsprüfungsamt sind alle für die Prüfung notwendigen Auskünfte 

umgehend zu erteilen, Akten, Schriftstücke und sonstige Unterlagen auf Verlan-
gen kurzfristig und vollständig vorzulegen, auszuhändigen oder einzusenden. 
Soweit Informationen und Unterlagen in digitalisierter Form vorliegen, ist dem 
Rechnungsprüfungsamt auf Verlangen ein unmittelbares softwaregestütztes Le-
serecht für diese Daten einzuräumen. 

 
(2) Die Leitung und die Prüferinnen und Prüfer des Rechnungsprüfungsamtes sind 

befugt, Ortsbesichtigungen vorzunehmen. Sie haben im Rahmen ihrer Prüfungs-
aufgaben Zutritt zu allen Räumen und Baustellen und können die Öffnung von 



Schränken und Behältern verlangen. Sie weisen sich durch einen Dienstausweis 
aus. 

 
(3) Die Leitung des Rechnungsprüfungsamtes ist berechtigt, an den Sitzungen des 

Kreistages und des Kreisausschusses teilzunehmen. Sie entscheidet über die 
Teilnahme von Prüferinnen und Prüfern an Sitzungen der Fachausschüsse. 

 
§ 6 Informationspflichten der Verwaltung und Betrie be 
 
(1) Das Rechnungsprüfungsamt ist von der betroffenen Dienststelle unverzüglich  

über festgestellte oder vermutete Unregelmäßigkeiten zu unterrichten. Das Glei-
che gilt für alle Verluste durch Diebstahl, Beraubung, Zerstörung usw.. 

 
(2) Vor der Durchführung wesentlicher organisatorischer Maßnahmen ist das Rech-

nungsprüfungsamt zu unterrichten, damit es sich schon im Planungsstadium hier-
zu äußern kann. Dies gilt insbesondere für Änderungen auf dem Gebiet des 
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesens und für den Bereich der technikun-
terstützten Informationsverarbeitung. 

 
(3) Dem Rechnungsprüfungsamt sind im Bereich der Haushaltswirtschaft die Fertig-

stellung und Übernahme aller ADV-Programme sowie Programmänderungen so 
rechtzeitig mitzuteilen, dass es sie vor deren Anwendung prüfen kann. 

 
(4) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Einladungen (mit Tagesordnung und Bera-

tungsunterlagen) sowie die Sitzungsniederschriften des Kreistages und seiner 
Ausschüsse zuzuleiten. 

 
(5) Dem Rechnungsprüfungsamt sind die Prüfungsberichte anderer Prüfungsorgane 

(Bundesrechnungshof, Landesrechnungshof, Gemeindeprüfungsanstalt, Finanz-
amt, Wirtschaftsprüfer usw.) zuzuleiten. 

 
(6) Bilanzen, Jahresabschlüsse, Geschäfts- und Lageberichte usw. von eigenbe-

triebsähnlichen Einrichtungen, Eigenbetrieben, Unternehmen und sonstigen Ein-
richtungen, an denen der Kreis beteiligt ist, sind dem Rechnungsprüfungsamt zur 
Durchführung der Prüfung des Gesamtabschlusses vorzulegen. 

 
(7) Die Namen der Dienstkräfte, die ermächtigt werden, Bargeld für den Kreis anzu-

nehmen oder auszuzahlen, sind dem Rechnungsprüfungsamt mitzuteilen. 
 
 
§ 7 Durchführung der Prüfungsaufgaben 
 
(1) Für die Durchführung der Aufgaben des Rechnungsprüfungsamtes erlässt der 

Kreistag eine Dienstanweisung.  
 
(2) Das Rechnungsprüfungsamt führt den mit den Prüfungsgeschäften verbundenen 

Schriftwechsel selbstständig. 
 
(3) Zu Berichten und Prüfungsbemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes ist fristge-

recht Stellung zu nehmen. 
 



(4) Die Berichte des Rechnungsprüfungsamtes einschließlich derer, die in besonde-
rem Auftrag des Kreistages oder des Landrats erstellt wurden, sind dem Rech-
nungsprüfungsausschuss zuzuleiten. Die Stellungnahme des Landrats ist mög-
lichst beizufügen; dabei hat das Rechnungsprüfungsamt anzugeben, inwieweit es 
die Prüfungsbemerkungen und –hinweise für ausgeräumt hält. 

 
Das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und Gesamtabschlusses (§ 3 
Nrn. 1 und 3) sowie der Eröffnungsbilanz muss gemäß § 101 Abs. 3 bzw. § 92 
Abs. 4 und 5 GO NRW in Verbindung mit § 53 Abs. 1 KrO darüber hinaus eine 
Beurteilung enthalten, die zweifelsfrei ergeben muss, ob 
 

a) ein uneingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
b) ein eingeschränkter Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
c) der Bestätigungsvermerk aufgrund von Beanstandungen versagt wird, oder 
d) der Bestätigungsvermerk deshalb versagt wird, weil der Prüfer nicht in der  
       Lage ist, eine Beurteilung vorzunehmen. 

 
 
§ 8 Inkrafttreten 
 
Diese Rechnungsprüfungsordnung tritt am Tage nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für den Kreis Mettmann in Kraft. Gleichzeitig tritt die Rechnungsprüfungsord-
nung vom 25.10.2000 außer Kraft. 
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